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Sitzungstermine 2019 
 

Die Tagesordnungen und die öffentlichen Sitzungsvorlagen können im Ratsinformationssystem 
über folgenden Link eingesehen werden: www.hilden.de/buergerinfo 

 

 
Amtliche Bekanntmachungen der Stadt Hilden 
 

1. Wahlbekanntmachung 
 
 
1. Am 26. Mai 2019 findet in der Bundesrepublik Deutschland die 
 

Wahl zum Europäischen Parlament 
 
 statt. 
 

Die Wahl dauert von 8:00 bis 18:00 Uhr. 
 
 
2. Die Stadt Hilden ist in 22 allgemeine Wahlbezirke eingeteilt. 
 
 In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten in der Zeit vom 14.04.2019 bis 

05.05.2019 zugestellt worden sind, sind der Wahlbezirk und der Wahlraum angegeben, in dem 
der Wahlberechtigte zu wählen hat. 

 
 Die Briefwahlvorstände treten zur Ermittlung des Briefwahlergebnisses um 15:00 Uhr im Bürger-

haus, Mittelstraße 40, 40721 Hilden, zusammen. 
 
 
3. Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Wahlbezirks wählen, in dessen Wähler-

verzeichnis er eingetragen ist. 
 
 Die Wähler haben ihre Wahlbenachrichtigung und einen amtlichen Personalausweis -Unionsbürger 

einen gültigen Identitätsausweis- oder Reisepass zur Wahl mitzubringen. 
 
 Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben werden. 
 
 Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wähler erhält bei Betreten des Wahlraums einen 

Stimmzettel ausgehändigt. 
 
 Jeder Wähler hat eine Stimme. 

 Jan. Febr. März April Mai Juni Juli Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. 

Rat    3. 15.  10.   30.  11. 
Haupt- und Finanzausschuss   20.   26.   25.  27.  

Arbeitskreis Sicherheit u. Ordn.partnerschaften             
Ausschuss für Kultur und Heimatpflege  13.   16.      22.  

Ausschuss für Umwelt- und Klimaschutz  21.    13.     14.  

Integrationsrat  14.    6.     21.  
Jugendhilfeausschuss  20.    12.     6.  

Paten- und Partnerschaftsausschuss  25.           

Personalausschuss  25.           
Rechnungsprüfungsausschuss    8.       11.  

Schul- und Sportausschuss  14.    19.    31.   

Sozialausschuss  20.    6.     21.  
Stadtentwicklungsausschuss 30. 27.  10.  5.   11.  20.  

Wirtsch.-u. Wohnungsbauförderungsausschuss  13.     3.    13.  
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 Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer die Bezeichnung der Partei und ihre 
Kurzbezeichnung bzw. die Bezeichnung der sonstigen politischen Vereinigung und ihr Kennwort 
sowie jeweils die ersten 10 Bewerber der zugelassenen Wahlvorschläge und rechts von der Be-
zeichnung des Wahlvorschlagsberechtigten einen Kreis für die Kennzeichnung. 

 
 Der Wähler gibt seine Stimme in der Weise ab, dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels 

durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, wel-
chem Wahlvorschlag sie gelten soll. 

 
 Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlkabine des Wahlraums oder in einem besonderen 

Nebenraum gekennzeichnet und in der Weise gefaltet werden, dass seine Stimmabgabe nicht 
erkennbar ist. 

 
 In der Wahlkabine darf nicht fotografiert oder gefilmt werden. 
 
 
4. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung erfolgende Ermittlung und Fest-

stellung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das 
ohne Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist. 

 
 
5. Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl im gesamten Kreis Mettmann 
 

a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahllokal des Kreises Mettmann oder 
 
b) durch Briefwahl 

 
 teilnehmen. 
 
 Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich bei der Stadt Hilden - Wahlamt - einen amtlichen 

Stimmzettel, einen amtlichen Stimmzettelumschlag sowie einen amtlichen Wahlbriefumschlag 
beschaffen und seinen Wahlbrief mit dem Stimmzettel (in verschlossenem Stimmzettelumschlag) 
und dem unterschriebenen Wahlschein so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angegebe-
nen Stelle übersenden, dass er dort spätestens am Wahltag bis 18:00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief 
kann auch bei der angegebenen Stelle abgegeben werden. 

 
 
6. Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur persönlich ausüben. Das gilt auch 

für Wahlberechtigte, die zugleich in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union zum 
Europäischen Parlament wahlberechtigt sind (§ 6 Abs. 4 des Europawahlgesetzes). 

 
 Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis 

verfälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft; der Versuch ist 
strafbar (§ 107 a Abs. 1 und 3 des Strafgesetzbuches). 

 
 
 
Hilden, den 26. April 2019 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
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2. Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen für die Wahl 
zum Europäischen Parlament am 26. Mai 2019 
 
 
1. Das Wählerverzeichnis zur Wahl zum Europäischen Parlament für die Stadt Hilden wird in der Zeit 
vom 06.05.2019 bis 10.05.2019 

 
 während der Dienststunden 
 
 Mo bis Mi von 8:00 bis 16:00 Uhr 
 Do von 8:00 bis 18:00 Uhr und 
 Fr von 8:00 bis 12:00 Uhr 
 
 im Rathaus der Stadt Hilden, Am Rathaus 1, Zimmer 107, 40721 Hilden 
für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. 

 
 Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner Person im 
Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen 
will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 
des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der 
Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß § 51 Abs. 1 des 
Bundesmeldegesetzes eingetragen ist. 

 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein 
Datensichtgerät möglich. 
 

 Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 
 
 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 20. Tag bis zum 
16. Tag vor der Wahl, spätestens am 10.05.2019 bis 12:00 Uhr, bei der Stadt Hilden, Am Rathaus 1, 
Zimmer 107, 40721 Hilden, Einspruch einlegen. 

 
 Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 
 
 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 
05.05.2019 eine Wahlbenachrichtigung. Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, 
wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr 
laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann. 

 
 Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits 
einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 

 
 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Kreis Mettmann 

 durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum des Kreises Mettmann 
  oder 

durch Briefwahl 
teilnehmen. 

 
 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 
 5.1  ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
 
 5.2  ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
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a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in 
das Wählerverzeichnis, bei Deutschen nach § 17 Abs. 1 der Europawahlordnung, bei 
Unionsbürgern nach § 17 a Abs. 2 der Europawahlordnung, bis zum 05.05.2019 oder 
die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 21 Abs. 1 der Europawahl-
ordnung bis zum 10.05.2019 versäumt hat, 

 

b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist, bei 
Deutschen nach § 17 Abs. 1 der Europawahlordnung, bei Unionsbürgern nach 
§ 17a Abs. 2 der Europawahlordnung, oder der Einspruchsfrist nach § 21 Abs. 1 der 
Europawahlordnung entstanden ist, 

 

c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung 
erst nach Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Stadt Hilden gelangt 
ist. 

 
Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 
24.05.2019, 18:00 Uhr, bei der Stadt Hilden mündlich, schriftlich oder elektronisch beantragt werden. 

 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur unter 
nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltag, 15:00 Uhr, 
gestellt werden. 

 
Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, 
kann ihm bis zum Tage vor der Wahl, 12:00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 

 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 Buchstaben 
a) bis c) angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis zum Wahltag, 
15:00 Uhr, stellen. 

 
 Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 

nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. Ein Wahlberechtigter mit Behinderungen kann sich bei der 
Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 

 
 
6. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 

 

• einen amtlichen Stimmzettel, 
• einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
• einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen 

roten Wahlbriefumschlag und 
• ein Merkblatt für die Briefwahl. 

 
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, wenn 
die Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; 
dies hat sie der Stadt Hilden vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf 
Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen. 

 
Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so 
rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltag 
bis 18:00 Uhr eingeht. 

 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versendungsform 
ausschließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der auf dem 
Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 

 
 
Hilden, den 26. April 2019 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin  
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3. Bekanntmachung der Haushaltssatzung der Stadt Hilden für das Haushaltsjahr 2019 
 
 
 

1. Haushaltssatzung 
 
Aufgrund der §§ 77 ff. der Gemeindeordnung (GO) für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), geändert durch Gesetz vom 18. Dezem-
ber 2018 (GV. NRW. S. 759), hat der Rat der Stadt am 03. April 2019 folgende Haushaltssatzung be-
schlossen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden 
voraussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehende Einzahlungen 
und zu leistende Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
dem Gesamtbetrag der Erträge auf1 170.217.024 Euro 
 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen1 auf 172.532.030 Euro 
 
 
im Finanzplan mit 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit auf 161.690.895 Euro 
 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit auf 153.789.883 Euro 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der 
Investitionstätigkeit auf 11.209.997 Euro 
 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 
Investitionstätigkeit auf 16.195.776 Euro 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der 
Finanzierungstätigkeit  auf 4.551.408 Euro 
 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 
Finanzierungstätigkeit auf 7.074.500 Euro 
 
festgesetzt. 
 
 

§ 2 
 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für 
Investitionen erforderlich ist, wird auf 390.208 Euro 
 
festgesetzt. 
 
  

                                                
1 Erträge und Aufwendungen ohne Interne Leistungsverrechnungen 
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§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung 
von Investitionsauszahlungen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 6.658.000 Euro 
festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 
 
Die Verringerung der Ausgleichsrücklage zum Ausgleich 
des Ergebnisplans wird auf 2.315.006 Euro 
 

und 
 

die Verringerung  der allgemeinen Rücklage zum Ausgleich 
des Ergebnisplans wird auf 0 Euro 
festgesetzt. 
 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 30.000.000 Euro 
festgesetzt. 
 
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für 
das Haushaltsjahr 2019 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 
a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 240 v. H. 
 
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 480 v. H. 

 
 
2. Gewerbesteuer 400 v. H. 
 
 

§ 7 
 
1. Bei den im Stellenplan als künftig umzuwandelnd bezeichneten Beamten-Planstellen (ku-Vermerk) 
ist die Umwandlung in eine niedrigere Besoldungsgruppe jeweils nach Freiwerden der betreffenden 
Planstellen vorzunehmen. 

 
2. Bei den im Stellenplan als künftig umzuwandelnd bezeichneten Planstellen von tariflich Beschäftig-
ten (ku-Vermerk) ist unter Beachtung der Tätigkeitsmerkmale (tarifliche Regelungen) nach Freiwer-
den der betreffenden Planstellen die Umwandlung vorzunehmen. 

 
3. Bei den im Stellenplan als künftig wegfallend bezeichneten Planstellen (kw-Vermerk) sind diese 
Stellen nach Freiwerden nicht wieder zu besetzen und entfallen. 
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§ 8 
 
Im Sinne des § 4 Abs. 5 KomHVO gelten folgende Regelungen: 
 
A) Ein Produkt besteht aus einem Teilergebnisplan und einem Teilfinanzplan und ist in der Regel 

einer Organisationseinheit (Amt) in Bezug auf die von ihr erbrachten Leistungen auf Kostenträ-
gerebene verursachungsgemäß zuzuordnen. 

 
 

B) Alle innerhalb eines Teilergebnisplanes (Produkt) nachfolgend aufgelisteten Aufwendungen ei-
ner Organisationseinheit werden zu einem Budget im Sinne von § 21 Abs. 1 KomHVO zusam-
mengefasst. Sie sind gegenseitig deckungsfähig.  

  
 Hierzu gehören: 
 Konten der Kontengruppe 52 „Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen“,  
 Konten der Kontengruppe 53 „Transferaufwendungen“,  
 Konten der Kontengruppe 54 „Sonstige ordentliche Aufwendungen“ 
 

  ausgenommen  
  - Konto 541400  „Aufwendungen für Dienstjubiläen“ 
  - Kontenart 547 „Wertveränderungen bei Vermögensgegenständen“, 
  - Kontenart 5449  „Wertkorrekturen zu Forderungen“, 
  - Konto 549100  „Verfügungsmittel“. 
 
Vom Grundsatz her sind es die Zeilen 13, 15 und 16 des Teilergebnisplanes. 

  
Die gegenseitige Deckungsfähigkeit darf im Budget nicht zu einer überplanmäßigen/ außerplan-
mäßigen Auszahlung führen. 

 
Grundsätzlich von der Budgetierung ausgenommen sind:  

 

1. Aufwendungen, die an zweckgebundene Erträge gekoppelt sind (§ 21 Abs. 2 KomHVO) 
und 

2. Aufwendungen aus Ermächtigungsübertragungen (Haushaltsausgabereste). 
 
 
C) Über den Haushaltsansatz hinaus gehende zweckgebundene Erträge (Mehrerträge)/ Einzah-

lungen (Mehreinnahmen) sind verpflichtend für Mehraufwendungen/ Mehrauszahlungen bereit-
zustellen. Analog führen zweckgebundene Mindererträge/ Mindereinzahlungen zu entsprechen-
den Minderaufwendungen/ Minderauszahlungen. 

  
Im Produkt 050303 „Hilfen nach AsylBLG“ erhöhen über den Haushaltsansatz hinaus gehende 
zweckgebundene Erträge (Mehrerträge)/ Einzahlungen (Mehreinnahmen) entsprechend die 
Ermächtigungen für Aufwendungen/ Auszahlungen. 
Die Mehraufwendungen oder Mehrauszahlungen gelten nicht als überplanmäßige Aufwendun-
gen oder Auszahlungen. 

 
 
D) Alle innerhalb eines Teilfinanzplanes (Produktes) abgebildeten investiven Auszahlungen einer 
Organisationseinheit, sind je Investition gegenseitig deckungsfähig. 

 
 
E) Für folgende Konten werden jeweils Deckungskreise gebildet: 

 

1. Konten für zahlungswirksame Personalaufwendungen – Kontengruppen 50 und 51 (aus-
genommen Kontengruppen 505, 506 507, 508, 515 und 516 „Zuführungen zu Rückstellun-
gen für Pensionen, Beihilfe, Urlaub, Überstunden und Altersteilzeit“) 

 

2. Konten für nicht-zahlungswirksame Personalaufwendungen (Konten/ -gruppen 505, 506 
507, 508, 515 und 516 „Zuführungen zu Rückstellungen für Pensionen, Beihilfe, Urlaub, 
Überstunden und Altersteilzeit“ und 541400 „Zuführung zu Rückstellungen für Dienstjubiläen) 
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3. Konten für Zinsaufwendungen – Kontengruppe 551 
 

4. Konten für Abschreibungen – Kontengruppe 57  
 

5. Konten für die Tilgung von Krediten für Investitionen – Kontenart 792 
 

Mehraufwendungen und Mehrauszahlungen bei den Ziffern 2. bis 5. gelten grundsätzlich als 
unerheblich. 

 
 
F) Weitergehende Regelungen: 
 
1. a. Ermächtigungen für Aufwendungen und Auszahlungen sind auf Antrag übertragbar und 
  bleiben bis zum Ende des folgenden Haushaltsjahres verfügbar.  Werden sie übertragen, 
  erhöhen sie die entsprechenden Positionen im Haushaltsplan des folgenden Jahres. 

 

b. Ermächtigungen für Auszahlungen für Investitionen bleiben auf Antrag bis zur Fälligkeit 
der letzten Zahlung für ihren Zweck verfügbar; bei Baumaßnahmen und Beschaffungen 
längstens jedoch zwei Jahre nach Schluss des Haushaltsjahres, in dem der Vermögens-
gegenstand in seinen wesentlichen Teilen in Benutzung genommen werden kann. Werden 
Investitionsmaßnahmen im Haushaltsjahr nicht begonnen, bleiben die Ermächtigungen bis 
zum Ende des zweiten dem Haushaltsjahr folgenden Jahr verfügbar. 

 

c. Sind Erträge oder Einzahlungen auf Grund rechtlicher Verpflichtungen zweckgebunden, 
bleiben die entsprechenden Ermächtigungen zur Leistung von Aufwendungen bis zur Erfül-
lung des Zwecks und die Ermächtigungen zur Leistung von Auszahlungen bis zur Fälligkeit 
der letzten Zahlung für ihren Zweck verfügbar. 

 

d. Für ihren eigentlichen Zweck nicht mehr benötigte Ermächtigungsübertragungen dürfen 
nicht für andere Maßnahmen verwandt werden. 

 
2. Das Haupt- und Personalamt hat die Möglichkeit, auf Antrag des Fachamtes, Verträge mit 
     geringfügig Beschäftigten - begrenzt auf das Kalenderjahr - einzugehen. Die Finanzierung 
     muss innerhalb des Produkts des Fachamtes gesichert sein. 
 
3.    Die Kassenwirksamkeit muss im Haushaltsjahr gegeben sein. 
 
4.    Auszahlungsermächtigungen für Investitionen können nicht zur Deckung von Aufwendungen 
     herangezogen werden. 
 
5.    Änderungen in den Rahmenbedingungen aufgrund politischer Entscheidungen führen zu 
     Korrekturen im Budget. 
 
6.   Verwaltungsinterne Zuständigkeiten behalten weiterhin ihre Gültigkeit. 
 
7.   Fehlbeträge im Gesamthaushalt können auch zu Änderungen im Budget führen. 
 
8.   In unbeschränkter Höhe als unerheblich anzusehen sind über- und außerplanmäßige 
    Aufwendungen und Auszahlungen aufgrund: 
 
a) gesetzlicher oder vertraglicher Verpflichtung (inklusive der Auswirkungen aus dem 
      Gemeindefinanzierungsgesetz, z. B. Gewerbesteuerumlagen, Solidarbeitrag, Kreisumlage, 
      Verzinsung von Steuernachforderungen gem. § 233a Abgabenordnung), 
b) Punkt F) Nr. 2 dieser Satzung, sofern die Deckung innerhalb des Produktes des Fach- 
amtes erfolgt, 

c) interne Leistungsverrechnungen, 
d) kalkulatorische Kosten, 
e) Mehrwert-/ Vorsteuern, 
f) Verluste aus Wertveränderungen bei Steuern, Gebühren und Beiträge (z. B. Nieder- 
      schlagungen, Erlasse), 



Amtsblatt der Stadt Hilden Nummer 08-2019   –   Seite 10 

g) systembedingte Veränderungen bzw. des doppischen Haushaltes auf Grund neuerer Er-
kenntnisse, gesetzlicher Grundlagen (z. B. Anpassung des Konten- und Produktplanes), 

h) Umschuldungen/ Sondertilgungen und 
i) Abschlussbuchungen. 

 
 
 

2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Jahr 2019 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. Die nach § 80 Abs. 5 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen erforderliche 
Anzeige bei der Aufsichtsbehörde erfolgte mit Schreiben vom 04.04.2019. Mit Datum vom 26.04.2019 
hat der Landrat als Untere Staatliche Verwaltungsbehörde die Kenntnisnahme der Anzeige schriftlich 
bestätigt (AZ.: 20-32 Ko/63-2019). 
 
Entsprechend § 80 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen, wird die Haus-
haltssatzung mit ihren Anlagen im Anschluss an die öffentliche Bekanntgabe bis zum Ende der Ausle-
gung des Jahresabschlusses im Rathaus der Stadt Hilden, Am Rathaus 1, Amt für Finanzservice, 
montags und freitags von 08.00 bis 12.00 Uhr, dienstags und mittwochs von 08.00 bis 16.00 Uhr und 
donnerstags von 8.00 bis 18.00 Uhr zur Einsichtnahme vorgehalten und ist auf der Homepage der 
Stadt Hilden unter www.hilden.de im Internet verfügbar. 
 
 
Hinweis: 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der 
Gemeindeordnung NRW gegen die Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentli-
che Bekanntmachung) nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sein denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
 
Hilden, den 29.04.2019 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
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4. Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW; 
Und hier: Emil Asenov (1 von 2) 
 
Das nachstehend bezeichnete Dokument wird gemäß Ziffer 7.4.3 der Richtlinien zur Durchführung 
des Unterhaltsvorschussgesetzes (UVG) in Verbindung mit § 132 Abs. 2 BGB in Verbindung mit 

§§ 185 ff ZPO und § 10 Landeszustellungsgesetz NRW öffentlich zugestellt. 
 
Hierdurch können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
 
1. Behörde, für die zugestellt wird: 

Stadt Hilden, Die Bürgermeisterin, III/50 Amt für Soziales, Integration und Wohnen, 
Am Rathaus 1, 40721 Hilden 

 
2. Name und letzte bekannte Anschrift des Zustellungsadressaten: 
 Herr Emil Asenov 
 wohnhaft zuletzt in 40724 Hilden, Hochdahler Str. 4 
 
3. Bezeichnung des Dokumentes: 

Mitteilung über die Gewährung einer Unterhaltsleistung (Rechtswahrungsanzeige) 
gemäß § 7 UVG vom 16.04.2019 

 
4. Aktenzeichen des Dokumentes: 
 III/50-31-B 620 
 
5. Stelle, an der das Dokument eingesehen werden kann: 
 Rathaus der Stadt Hilden, Am Rathaus 1, Zimmer E 47, 40721 Hilden 
 
 
Hilden, den 30.04.2019 
Die Bürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Nioduschewski 
 
 
 
 
 
 

5. Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW; 
Und hier: Emil Asenov(2 von 2) 
 
Das nachstehend bezeichnete Dokument wird gemäß Ziffer 7.4.3 der Richtlinien zur Durchführung 

des Unterhaltsvorschussgesetzes (UVG) in Verbindung mit § 132 Abs. 2 BGB in Verbindung mit 
§§ 185 ff ZPO und § 10 Landeszustellungsgesetz NRW öffentlich zugestellt. 
 
Hierdurch können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
 
1. Behörde, für die zugestellt wird: 

Stadt Hilden, Die Bürgermeisterin, III/50 Amt für Soziales, Integration und Wohnen, 
Am Rathaus 1, 40721 Hilden 

 
2. Name und letzte bekannte Anschrift des Zustellungsadressaten: 
 Herr Emil Asenov 
 wohnhaft zuletzt in 40724 Hilden, Hochdahler Str. 4 
 
3. Bezeichnung des Dokumentes: 

Mitteilung über die Gewährung einer Unterhaltsleistung (Rechtswahrungsanzeige) 
gemäß § 7 UVG vom 16.04.2019 
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4. Aktenzeichen des Dokumentes: 
 III/50-31-B 621 
 
5. Stelle, an der das Dokument eingesehen werden kann: 
 Rathaus der Stadt Hilden, Am Rathaus 1, Zimmer E 47, 40721 Hilden 
 

 
Hilden, den 30.04.2019 
Die Bürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Nioduschewski 
 
 
 
 
 
 
Bekanntmachung der Stadtwerke Hilden GmbH 
 

6. Veröffentlichung über die Änderung der Technischen Anschlussbedingungen für den An-
schluss und Betrieb von Anlagen, die an das Stromnetz (Niederspannung) angeschlossen 
werden 
 
Aufgrund gesetzlicher Bestimmungen sind wir als Netzbetreiber verpflichtet, Änderungen in unseren 
Technischen Anschlussbedingungen öffentlich bekannt zu machen. 
 
Mit der Überarbeitung unserer Technischen Anschlussbedingungen folgen wir den technischen Wei-
terentwicklungen sowie den rechtlichen Vorgaben und Rahmenbedingungen, um damit weiterhin eine 
hohe Versorgungsqualität zu gewährleisten. 
 
Ausschlaggebend für die Überarbeitung der Technischen Anschlussbedingungen waren die Überarbei-
tung folgender technischer Regelwerke durch den VDE (Verband der Elektrotechnik, Elektronik und In-
formationstechnik): 
 
• VDE-AR-N 4100 Technische Regeln für den Anschluss von Kundenanlagen an das Niederspan-

nungsnetz und deren Betrieb (TAR Niederspannung) in der jeweils gültigen Fassung 
 
• VDE-AR-N 4105 Erzeugungsanlagen am Niederspannungsnetz – Technische Mindestanforderun-

gen für den Anschluss und Parallelbetrieb von Eigenerzeugungsanlagen am Niederspannungsnetz 
in der jeweils gültigen Fassung 

 
Die neuen Technischen Anschlussbedingungen (TAB 2019) werden ab dem 01.05.2019 wirksam und 
sind auf unserer Homepage im Downloadcenter unter https://stadtwerke-hilden.de/download-
center.html im Bereich „Technische Planungshinweise und Richtlinien“ und dort unter „Strom Down-
loads“ einzusehen bzw. liegen dort zum Download bereit. 
 
 
Hilden den, 29.04.2019 
Hans-Ullrich Schneider 
Geschäftsführer 
 
 
 


